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Kürzung bei Gesundheits versorgung 

für Beamte

Bei der Suche nach Sparmög

lichkeiten für den strapazierten 

thailändischen Staatshaushalt 

ist der Blick auf die Gesund
heitsversorgung der Beamten, 

Arbeitnehmer in Staatsunter

nehmen sowie deren Familien
angehörige gefallen. Bisher ge

nießt dieser Personenkreis von 

etwa 7 Mio. Personen (2 Mio. 
Arbeitnehmer und 5 Mio. Fami

lienangehörige) eine relativ 

großzügige Versorgung. Die 

Kosten des Systems sind in 

den letzten Jahren um etwa 
20 % jährlich gestiegen, wäh

rend die Zahl der Beamten nur 
um etwa 2 % jährlich steigt.

Nach Angaben des Chefs 
der Sozialversicherungsbehör

de Chamlong Sriprasart und 

Beamten des Arbeitsministeri

ums ist diese Kostenexplosion 

unter anderem auf viele unan

gemessen hohe Rechnungen 

und sogar Betrügereien mit 

gefälschten Erstattungsanträ

gen zurückzuführen.

Einer der diskutierten Wege 
zur Verringerung der Ausgaben 

ist die Versicherung der Beam
ten und Arbeitnehmer in Staats

betrieben über das Sozialversi

cherungssystem, welches bis
lang Arbeitnehmer in privaten 

Betrieben schützt. Beamte und 
die State Enterprises Relation 

Confederation protestierte ge
gen die Pläne, da vor allem 
schlecht bezahlte Arbeitnehmer 

darunter leiden würden. Die Re
gierung versicherte, daß nicht 

das gesamte System abge
schafft werden solle, sondern 
es lediglich um die Begrenzung 

der Ausgaben und Bekämp

fung des Mißbrauches gehe.

Vgl. BP Online 16.1., 9.2., 11.2. 98

iWF-Konditionen

gelockert

Der Internationale Wäh

rungsfonds (IWF) hat am 12. 

Februar 1998 nach Verhand

lungen mit der Regierung einer 

Lockerung der Konditionen des 
Sanierungspakets für die thai

ländische Wirtschaft zuge
stimmt. Die Verpflichtung auf 
einen Überschuß im Staats

haushalt von einem Prozent 

des Bruttoinlandsprodukts 
wurde fallengelassen; der Staat 

darf nun im Haushaltsjahr 1998 

ein Defizit von maximal ein bis 

zwei Prozent des Staatshaus
halts einfahren.

Da der thailändische Staat 
aufgrund der Wirtschaftskrise 

weniger Einnahmen hat, wäre 
die ursprüngliche Auflage nur 

um den Preis einer zusätzli

chen Drosselung der Wirtschaft 
zu erreichen gewesen. Ende 

Dezember 1997 hatte die Re

gierung noch bestritten, eine 

Ereichterung der Konditionen 
anzustreben.

In Finanzkreisen wird die 
Situation Thailands mit vorsich

tigem Optimismus betrachtet. 
Nach einer Studie des Finanz

beraters Merrill Lynch hat 

Thailand den schlimmsten 
Punkt der Kapitalflucht hinter 

sich und hat nun gute Chancen 

auf eine baldige wirtschaftliche 
Erholung.
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Innenminister will Antikommunismus- 

Gesetz abschaffen

Arbeiterprotest wegen 

Bonuszahlung

Der thailändische Innenmi

nister Sanan Kachornprasart 

erklärte am 12. Februar 1998, 
er befürworte die Abschaffung 
des Antikommunismus- 

Gesetzes von 1952. Da keine 

Kommunisten mehr übrig sei

en, brauche man das Gesetz 

nicht mehr, zumal es mögli
cherweise in mehreren Punkten 

mit der neuen Verfassung un-

Kontroverse um 

Miniröcke

An der Chulalongkorn- 

Universität ist ein Streit um 
Miniröcke entbrannt. Die Ver
waltung der Universität hat im 

Januar 1998 eine Kampagne 
gegen das Tragen von Mini
röcken gestartet, da diese an
geblich den thailändischen 

Würdevorstellungen zuwider
laufen und Sexualverbrechen 

provozieren. Studenten und 

mehrere Professoren prote

stierten gegen die Maßnahme, 

die einen unzulässigen Eingriff 

in die individuellen Freiheiten 

darstelle.
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vereinbar ist. Das Antikommu

nismus-Gesetz erlaubt im Zuge 
der Bekämpfung kommunisti

scher Aktivitäten Verhaftungen, 
Pressezensur, Einschränkung 

der Bewegungsfreiheit sowie 
andere Einschnitte in verfas

sungsmäßig garantierte Frei
heiten.
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Mißtrauensvotum

abgebiasen

Ein von mehreren Funktionä
ren der New Aspiration Party 

(NAP) initiiertes Mißtrauensvo

tum gegen die Regierung von 

Premierminister Chuan Leek- 

phai wegen »Regierungsversa

gen bei der Lösung wirtschaft
licher, politischer und sozialer 

Probleme« ist schon vor seiner 
Formalisierung gescheitert, weil 

die Chart Pathana Party (CPP)

- ebenfalls in der Opposition - 

die Initiative nicht mittragen woll

te. Nach Auffassung der CPP 

sollte die Regierung zumindest 

90 Tage haben, bevor ihre Ar

beit bewertet werden könne.
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Am 20. Januar 1998 prote

stierten Arbeiter der Autoteile

fabrik Thai Summit Auto Parts 
(ein Mitsubishi-Zulieferer) ge

gen die Kürzung ihrer Bonus

zahlungen. Mehr als 1000 Ar

beiter blockierten eine Haupt
straße; einige Personen warfen 

Steine, wobei die Aktion infil
trierter Provokateure nicht aus

geschlossen wird. Nach 

mehrstündigen Verhandlungen 
gaben die Demonstranten ei 
nen schmalen Streifen zur

Arbeitsminister Trairing Su- 
wannakhiri hat angekündigt, 
daß innerhalb der nächsten 

sechs Monate insgesamt 300 

000 illegal in Thailand wohnen

de ausländische Arbeitnehmer 

ausgewiesen werden sollen. 
Hatte die Regierung in den 

letzten Jahren die illegale Ein

wanderung geduldet, um der 

Knappheit billiger Arbeitskräfte 

für die boomende thailändi-

Durchfahrt der wartenden Au

tos frei. Als sich die Mehrzahl 

der Demonstranten bereits 

zurückgezogen hatte, räumte 

die Polizei gewaltsam die Stra

ße, wobei mehrere Arbeiter 

und Polizisten verletzt wurden. 

Der harte Einsatz der Polizei 

wurde in der Presse ausführ
lich diskutiert, wobei die kriti

schen Auffassungen überwo

gen.
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sehe Wirtschaft entgegenzu
wirken, sollen diese Arbeits

plätze in der jetzigen Krisensi
tuation für thailändische Ar

beitnehmer frei gemacht wer

den. Der Minister versicherte, 

bei der Ausweisung werden 

die Menschenrechte und inter

nationale Abkommen respek
tiert.
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Ausweisung 

illegaler Immigranten 

geplant
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